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BürgermeisterSeitz eröffnet um17 UhrdieSitzung .
OhneDebattewerdenangenommenAnträgebetreffenddieVerdoppe¬

lungderKühlraumgebührenfürdenZentralfischmarktmit1 .Februar. . ,
betreffenddenAnkaufeinesHausesimIII .BezirkundvonLiegenschaften
in InzersdorfundimXIII .Bezirk,SchliesslihdieBewilligungeinesKredites
vonSchilling81. 000zurDeckungderKostenderEntschädtgungfürdie
EinhebungderBierverbrauchsabgabe.

Es wirddie Spezialdebatteüber denRechnungsabschlussfürdas
Jahr1929fortgesetztundzwarwird/dieSpezialdebattederVerwaltungs-¬
gruppefürPersonalangelegenheitenundVerwaltungsreformeingegangen.
. . Gschladt( . . )bemerkt ,die Oppositionstehe trotz derverhältnismäs-¬

sig geringenKritik ,die derObersteRechnungshofandieserVerwaltunsgrup¬
peübedemSystemSpeisermitdemgrösstenMisstrauengegenüberundmiss¬
billigeesnachwievoraafdasschärfsse. GewisseMilderungensindinein¬
zelnen PunktendankdemWirkender Oppositioneingetreten .Zudemauchvom
Rechnungshofangeschnittenensehr bedenklichenProblemeder Verschuldungder

städtischenAngestelltenbemerktGR.Gschladt,dassdieVerwendungeines
tiefverschuldetenPersonalsaucheineGefährdungderSicherheitundZuver¬

Personal¬lässigkeitderAmtierungbedeute. Eswärenurzuwünschen,dasssichder/Re-¬
ferentineinerwirklichgrosszägigenWeisemitdiesemTeilpronlembeschäf¬
tigt . Ebensoangezeigtwärces ,wennsichderPersonalreferentüberdiedie
ganzeWeltbeschäftigendeLohnfrageäussernwürde. DieLohnfragehatja
nicht nur für die Privatwirtschaftsondernauchfür die öffentlichenAnge¬
stellteneineausschlaggebendeBedeutung,ja sie ist eineentscheidende
FragedergesamtenVerwaltungundsiemüsstevorallemvomStandpunktder
Konsumfähigkeitbetrachtetwerden.HierliegtsogarvielleichtderAngel-¬
punktdesProblomsaufwirtschaftspolitischemGebiet .Gewissist in derZeit
derNotSparenamPlatze,aberSparenamunrechtenFleck ,wiediesaufdem
GemietederGemeindeverwaltungleidersooftgeschicht,ist dasVerhängnis-¬
vollste .GeradehierzeigtsichdieUnfähigkeitdesMarxismus,dorSozialdemo¬
kratie ,positiv ,aufbauendzuarbeiten .Auchin derPersonalpolitikliegt
die StärkedesMarxismusaugenscheinlichdarin ,zuzersetzenundzuzerstören
undparteipolitisch zu wirken . Esliegt uns nichts ferner ,als diestädtische
Angestelltenschaftzubeschuldigen.AberderGeist,dervondemVerantwortlichen
derVerwaltungindiesesHausundindieAngestelltenschafthineinzutragen
versuchtwird ,ist der Geistder Korruption .Mandenkenuran unserSteuer¬
wesenmitseinenverschiedenenEinhebungsmanieren,andasWohnungswesen,
dasKonzessionswesen,andieFührungderGeschäftein denUnternchmungen
undBetrieben.UeberallzeigtsichdiesesGespenst.DieeinseitigeBevorzugung
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der freien Gewerkschaft ,die Unzahlvonparteipolitischbeeinflussten
Anstellungen ,Begörderungen ,Practerierungen ,gcheimenRemunerationen ,Aus- ¬
zeichnungnn ,PensionierungenundDisziplinierungensagt hier genug .Cherak¬
teristisch ist die DisziplinierungdesLöschmeistersderstädtischenFeu¬
erwehr Oskar Neumeyer .Dieser Löschmeister war ein im Dienstdurchaus
untadeliger Mensch ,der nur den einen Fehler hatte ,Ghristlichsozialer zu

sein . DerMannhat allen Versuhhendes Einpeitschers der Roten, ,desBrand- ¬
dircktord selbst Widerstandgeleistet ,Mannkonnteihm nicht packen .Dasprach
Beumagereinmalin einerHeimwehrversammlungundübteKritikanderstädti¬
schenVerwaltung ,amBürgermeisterundauchan der Feuerwehr .Wirinentifizie
renunsnnrchausnichtmitseinemVorgehen,dawirmeinen ,dasseinstädti¬
scher Angestellter auch ausserhalb seines Dienstes das Standesanschenzu
wahrenhat ,wozuauchdie Achtungvor demVorgesetztengehört .Währendman
aberdenSenatsratGröll ,der vomGerichtwegendiffamierenderDelikteverur¬
teflt wordenwarunddessenTätigkeitdie Gemeindeundandereöffentlich
rechtlicheKörperschaftenzweieinhalbMillionenSchillinggekostethat ,ohne
DisziplinaruntersuchungmitvollenBezügenpensionierthat ,währenddervom
Ggricht wegendes Verbrechensdes Missbrauchesder Amtsgewaltverurteilte

AmtsratMader ,der wegendieses Delikts zwangsläufighätto entlassenworden
Bozügenmüsscn ,gnadenweisemitvollen . . ,ja,wie es heisst sogarmitBezügen

höheren als seiner Dien tklasse entsprochen hätte ,pensioniert wur¬

de ,wurdeNeumeyerglattentlassenundnurseinerFrau1ooSchillingbewillig¬.
DieDisziplinarkommissonhat hier das Rechtgebeugt .DerMannwurdeumsein
RechteinenAnwalltbeizuzichen ,beschwindelt ,dasVerfahrenmerkwürdig
raschdurchgeführt,keineinzigerEntlastungszeugeeinvernommen(Hört!Hört!
bei der . . )und das Disziplinarerkenntnis lediglich aufgebaut aufdie
AussageeinesBelastungszeugen,derNeumayerniemalsgegenübergestelltworden
war .Dabeihatte der Mannmitdenin der Heimwehrversammlungaufgestdllten
Bchauptungen sachlich vollkommen recht .Er hatte behauptet ,dass bei der

städtischenFeuerwehreine zweifacheAusbildungbestehe,dieeine ist die
Ausbildungbei denGerätenunddie zweiteAusbildungist dasSchiessenmit
Gewehren .Ich sage nunimvollen Bewusstseindessen ,wasich sage ,dassder
Mannmit seiner Behauptungvollkommenrecht gehabt hat .Ich habe hierdas
LichtbildeinesDiensttelegrammes ,dasam12 . März1927um16Uhr21vonder
Zentrale der FeuerwehrnachDöblinggegangenist .DasTelegrammist analle
Kollegengerichtet ,dieaufgefordertwerden,zuzweiVersammlungendesSchutz¬
bundesvollzähligzuerscheinen,dieinderSchottengasseundinderWerder¬
thorgassestattfinden .IchhabeErhebungengepflogenundkonntefeststellen ,
dasssichin beidenVersammlungsortenSchiesstättendesSchutzbundesbefunden
haben .Zufolge dieses Diensttelegrammes haben natürlich alle Feuerwehrleute
zu den Schiesübungen des Schutzbundes erscheinen müssen .( Rufebei der Minder¬
heut : Dasist unerhört ! - dasist ein Skandal ! )Die Absendungeinessolchen
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Diensttelegrammesist zumindestein MissbrauchamtlicherDiensteinrichtun¬
gen .( Sehrrichtig ! - Rufebei der Minderheit ! )DieserFall bei derFeuerwehr
ist aber kein Ausnahmefall .Bei der imJahre 1929stattgefundenenWahlin
die Personalvertretung der Feuerwehr erhielten die Leute amtliche Stimmzet - ¬

tel,auf denendie Worte: FreierGewerkschaftsverband,gleichdaraufgedruckt
waren .Und da sollen die Feuerwehrleute den Mut haben ,einen anderen Stimm¬

zettel abzugeben ?( Rufe bei der Minderheit :Das soll eine Wahl sein ! )Ein

anderesDiensttelegrammbeweist ,dassSie nicht immorso vorgehenwieim
Falle Neumayer .Dahat ein Stammführermeinund dein verwechselt .Erwurde
aber nicht entlassen ,sondern hat nur eine Rüge bekommen und wurdeeinfach

auf einen anderen Posten kommandiert .Alle diese Gründe machen es unmöglich ,
dass wir den Rechnungsabschluss zur Kenntnis nehmen .( Beifall bei der . . )

GR. Stöger ( . . )bespricht eingehend die Wirtschaftsverhält¬
und meint ,dass

nisse der städtischenAngestelltenschaft/siedurchdie Schuldderjetzigen
Eathausmehrheitin schwereVerschuldunggeratenist .DerRednerhebthervor ,
dassanlässlichvonLohnverhandlungenimJahre1929derFinanzreferentden
VertreterndesVerbandeserkkärthabe ,dassinfolgederschlechtenWirtschafts-¬
lageein empfindlichesSinkenderSteuereingängefestzustellensei . Dernun
verliegende Rechnungsabschlussbeweist jedoch ,dass die damaligeBchauptung
Breitnersganzunrichtigwar ,dadie Stemereingängegewaltiggestiegensind .
GegenüberdemVoranschlagsind sie um16 MillionenSchilling undgegemüber
1928um20MillienenSchillinggestiegen .AusdiesenGründengeheesnichtan,
denAngestelltenbei LohnforderungenEntsagungzu predigen,wozunochkommt,
dass für die Gemeindewache4 MillionenSchilling vorgesehenwarenunddass
die Gemeindefür 1o MillionenSchilling das Prunkbadin Favoritenbaute .
Solche Ausgabeposten führen natürlich zur Drosselung der Personalausgaben .

DerRednerwendetsichgegendasDelegationssystembeidenPersonalvertre¬
tungswahlen und verlangt vor allem ,dass Lohnverhandlungen mit allen Gewerk¬

schaften geführt werden sollen .( Beifall bei der Minderheit ) .
GR. Wawerka( . . )bedauert ,dass in der Gemeindeverwaltungkein

eigenes Schulreferat und kein eigener Schulreferent bestehe ,obwohlalle
Landesregierungenein eigenesSchulreferatundeineneigenenSchulreferenten
haben . DasPersonalerfordernisfür das Schulwesenscheinein der Gruppefür
Personalangelegenheitenauf unddas Sacherfordernisin der GruppefürEr¬
nährungs -undWirtschaftsangelegenheiten .Dasist ein ganzunhaltbarerZu¬
stand . DerRedner bespricht dann die Gehalts - undRechtsverhältnisse derWie- ¬

nerLehrerundverweistdarauf, ,dassanfangs1929derStandanLehrpersonen
. 125war ,währendEnde1929nur . 983Lehrpersonenausgewiesenwerden .Das

ist einRückgangum142Lehrpersonenoderum ' 3Prozent .AusdemRechnungs-¬
abschlusssei nichtzuersshen ,wiesoes zueinerVerminderungderZahlder
Lehrpersonen gekommenist .
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DerRückganganLehrpersonenlässtsichnichtalleinausdemRückgangder
Schülerzahlerklären ,sondernausdemSparsystomaufdomGebietedesSchul¬
wesens.DiesesSparsystemführtdazu ,dassin jedemSchuljahringeradezu
unsinnigerWeiseUmschulumgenvorgenommenwerdenunddass ,währendTausen-
devonjungenLehrernaufAnstellungwarten,Supplenturennichtgeschaffen
werden.DerRednerführtKlagedarüber ,dassdieBezügederLehrerschaft
nichtentsprechendsindunddassdiesozialdomokratischorganistertenLehrer
durchBeförderungenundAuszeichnungenauchmateriellgegenüberdenanders
eingestelltennLehrernbevorzugtwerden.Erfordert ,dassGehelts-und
LohnfragonnichtnurmitdemVerbandderstädtischenAngestellten ,dnicht
blosseinerote ,sondernaucheinegelbeGewerkschaftist ,verhandeltwird
diesumsomchr,da ,wiedie letztenStadtschulratswahlengezeigthaben ,die
MehrheitderLchrerschaftnichtsozialdemokratischeingestelltist .Diepar¬
teipolitischeEinstellungderSchulverwaltungzeigenauchdieLeiterbeset-¬
zungen .In denletzten vier Jahrenwurdenunter232Leiterposten211mit
Sozialdemokratenbesetzt .GemeinderatWawerkeübtsodannanderTätigkeit
desWienerStadtschuktatesKritikunderklärt ;dassdieOppositiondemWie-¬
nerStadtschulratdasallergrössteMisstrauenentgegenbringt.MSeit
Glöckelist dieSchulverwaltunggekennzeichnetdurcheinenochniedagewe¬
senePolitisierungaller leitendenStellen .UnterdemunheilvollenDreigestirn
Fadrus ,Fischl ,Furtmüllerhat sich imStadtschulrateineRichtungherausge-¬
bildet ,die sichdemKampfgegendie ReligionzurAufgabegemachthat .Das
hatmitderEntfernungdusKreuzeausdenSchulenangefangenundmitder
DrangsalierungchristlichorganisierterLehrer. EineLehrein,die
dasSchukgebatmitdenKindernverrichtethat ,wurdeauseinemsüdlichen
BezirknachDöblingversetztundeineLehrerin ,dieaufeinerSchulwanderung
miteinerGruppevonKindernin eineKapelloeingetretenwarunddortdie
Andachtverrichtethatte ,wurdedisziplinärverwarnt. Ererkkärt ,dassseine
ParteidemRechnungsabschlussdieZustimmungnichtgebenwerde .(Lebhafter
Beifall bei der . . )

St . . Speisererklärt zunächstin einer Erwiderungauf dieAus- ¬
führungendes GR. Gschladt ,er halte das in der GemeindeeingehalteneSystem
derPersonalverwaltungfürgutundordentlichundbetrachteesdaher: “als
eine Ehrung ,wennes als das " SystemSpeiser "bezcichnetwerde . WasdieFrage
derVerschuldungderGemeindeangestelltenbetrifft ,so wirdangesichtsder
hohenin BetrachtkommendenBeträgeeinevollständigeEntschuldungwohlkaum
möglichsein ,wir werdenaber alles daransetzen ,an der Entschuldung ,zuder
dieGemeindedurchihr Institut schonbishersehrviolbekgetragenhat ,auch
weiterhinmitzuwirken.ZudervomGR. GschladtangeschnittenenLohnkürzung
kannheube ,dadie wirtschaftlicheEntwicklungnichtvorausgeschenwerden
kann ,eineErklärungfürdieZukunftnichtabgegebenwerden.Richtigist ,
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dasssichdieschlimmeWirtschaftskriseauchaufdieöffentlicheWirtschaft
auswirktundaufdieWirtschaftderGemeindeWien,Angesichtsdesoben
beschlossenen Finanzausgleichs in verschörftem Massc . Trotzaller dieser Um¬

ständekannabrwohlgesagtwerden ,dassdie HerabsetzungderBezügevon
öffentlichenAngestelltenwohldieletzteMassnahmewäre ,dieeineGemeinde-¬
verwaltungin AussichtnehmenwürdeunddasseinesolcheMassnahmenicht

allein vonder Gemeindegetroffonwerdenkönnte ,Fürdiejotzige
Zeit ist an eine solche Massnahmenicht zu denken .Wohlaber zwingt dieBe- ¬

trachtungderFinanzenderGemeindezurallergrösstenSparsamkeit,diena¬
mentlihhauf demGebietder Ueberlastungsgebührenwirdeintretenmüssen.
St . . SpeiserweistdenVorwurf,dass in irgendwelchenAbteilungenderGe- ¬
meindeeine Korrumpierunggefördertwerde ,auf das entschiedenstezurück
undstellt fest,dassgeradein solchenDingeneinsehrstrenger ,manchmal
sogar ein zu strenger Masstabangelegtwird . Wasdie Bisziplinierungdes
LöschmeistersNeumayerbetrifft ,sohandeltessichhierumeinUrteil,

3 mitdemdie Personalverwaltungnichtszutunhatte ,sondern
das vomPersonalselbst durchseine Disziplinarkommissiondurchgeführtwürde.
SenatsratGröllist seinerzeitpensioniertworden,chenaheincUntersuchung
gegenihneingeleitetoderderGemeindevondendiesemBeamtenzurLastge-¬
legtenDeliktenirgendetwasbekanntwar .AmtsratMaderwurdeaufdasein¬
stimmigeErsuchendesFachvereinesdermittlerenVorwaltungsangestellten ,
indemnebendenAngehörigenderfreienauchVertreterderunpolitischenundchristlichen Gewerkschaftsitzen ,pensioniert . WonnEinladungenzuVer¬
anstaltungenprivaterVereinigungenwelcherArtimmerimDienstwegeergan¬
gensind,soist diesals unzulässigzurügen .StampiglienaufStimmzettaln
anlässlich der Wahlder Personalvertretungensind durchausdrücklicheVor¬
einbarungenzwischenden Gewerkschaftenals zulässig erklärt worden. St - R.
SpeiserwendotsichzumSchlussgegendieVerwürfe,dieGR. Wawerkegegendie
Schulverwaltung erhoben hatte und ersucht demRechnungsabschluss derVer¬

waltungsgruppeI zuzustimmen( Beifallbei derMehrheit) .
StadträtinDr. Motzkoschliesst sich zunächstderKritikdesRoch¬

nungshofesan,derbemängelt,dassdiegesetzlicheFürsorgevonderfreiwilligen
Fürsorgenicht deutlichgetrenntist,und wünschteine klareunterschiedliche
DarstellungdesFürsorgewesens. Sietadeltweiter ,dass,wieauchderKontroll¬
amtsberichtbesagt,ineinigenZweigenderFürsorgeinbezugaufdieVerrech-¬
nungundVerwendungder GelderundurchsichtigeVerhältnisseherrschen ,deren
Beseitigungunbedingtnotwendigist .IndisemZusammenhangeverweistdieRe-¬
dnerinauf die absoluteVollmachtder Fürsorgeinstitutsvorstehungenundregt
eine AbänderungdigserVollmacht durcheine Reorganisationan .
BeiderBesprechungdereinzelnenFürsorgezweigebemängeltSt .RtinDr.
Motzko,dassjotztin doroffenenFürsorgeganzgewaltiggespartworde.
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Ganzunverständlich ist es ,dassjetzt der Auszahlungsterminfür diePfle - ¬
gebeiträge gegendas Monatsondeverlegt werdensoll . Sosollen diePflego-¬
beiträgefür Jänneram29 .Jänner ,für Februaram26 .Februar ,für Märzam
27. MärzundsoweiterzurAuszahlungangewiesenwerden.Dasist einun¬
glaubliches Vorgehenund zeigt von einer uncrhörtenRücksichtslosigkeit ,
dieSiegegendiearmenLeuteanwenden.EinweitererUebolstandist ,dass
mitFürsorgegeldernFarteiinstitutionenaufgefüttertwerden,wie. . bein
EinkaufvonLebensmittelnundKleidern ,die zumgrössten Teil vonderGöc
bozogenwerden .In einer FürsorgeversammlungimX .BezirkhabensogarIhre
eigenen Parteigenossengegendiese Bevorzugungder GöcStellunggenommen.
Die Fürsorgeverwaltung wird weiter mit Aufschlägen belastet ,die dasWirt - ¬

schaftsamtin Rechnungstellt ;weiterwerdendieFahrscheinederFürsorge¬
verwaltungmiteinem2 prozentigenZuschlagverrechnet ,ein Zustand ,der
ganzunberechtigtist .ManbekommtdenEindruck ,als obdieFürsorgeverwal¬
tungdaganzgehörnggerupftwerde .DieserEindruckwirdnochverstärkt ,
wennmandie Baukostenersätzeüberprüft ,die dasFürsorgeverwaltungfürdie
ErrichtungvonMutterberatungsstellen,HortenundKindergärteninstädti¬
schenWohnhäusernzahlenmuss. Sowerdenfür 13Mutterberatungsstellenzu
Lastender Fürsorgverwaltung13h . 952Schilling ausgewiesen ;eineMutterbera¬
tungsstelle,undzwarnurdie reine Errichtung,kommtsich da auf über33. 000
Schillingzustehen .Dasist einunerhörterBetrag,fürdendieCaritaseine
ganze Ubikation herstellen würde . Fürdie Errichtung von 25Horten,wieder
ohnejede Einrichtung,musstedie Fürsorgeverwaltung4,555 . 575Schilling
anBaukostenersätzezahlen .Dakostetein Hortüber62 . 000Schilling ;das
ist ebenfalls ein ganz unsinniger Betrag .Die Baukostenersätze für vermutlich
12 Kindergärten machenüber ' 5Millionen Schilling aus ;da kommteinKinder¬

garten auf über 155 . 000Schilling zu stehen ,selbstverständlich ebenfalls
ohnejedeEinrichtung .Dasist eineAusplünderungderFürsorgeverwaltung
zugubsten Ihrer Wohnbaupplitik . DerRechnungsabschluss weist Ende 1929ins - ¬
gesamt 102 Kindergärten aus ,das Statistische Jahrbuch 97 Kindergärten ;wel¬

che Ziffer ist richtig ?Nach demRechnungsabschluss 1928 bestanden Endedes

Jahres96Kindergärten,nachdemStatistischenJahrbuchnur90 ; wirersuchen
schr umAufklärung dieser Widersprüche .Sie geben denDurchschnittsbesuch
eines Tagesin den städtischen Kindergärtenmit 8510Kindernan ,dieStatis¬
tischen Mitteilungen für Soptember 1929 mit 6099 und für November1929mit

6898Kindern; welcheZiffernsinddie rich tigen ?In derArbeitslosenfürsorge
ist ebenfallseine strengeSpærsamkeiteingetreten .Währendin früherenJah¬
ren anlässlichder Notstandsaktionenein verhairateter Arbeitsleserohne
Kind15Schillingbekam,haterbeider letzten Aktionnur10Schillingbe-¬
kommen;früherhat ein VerheiratetermiteinemKind20Schillingbekommen,
jetzt nur6 Schillingundein Lebensmittelpaket,dasmitknappen6Schillingzu bewerten ist .
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. RtinMotzkobeschwert sich sodanndarüber ,dass die Pfleglinge in denVer¬

sorgungsanstaltenin ganzgewaltigemAusmasszuArbeitsleistungenherange.
zogenwerden .ZumB .werdenPfleglingein derMeldemannstradsezuSchreib¬
arbeitenimRathausverwendet,anderePfleglingedazu ,Ballenvonlobis
50Kilogrammin den4 .Stockzu schleppen .Wenndie Mehrheites mitden
arbeitendenMenschenemnstmeinte ,müsstesie dieAltenentlastenundden
jungenMenschenAArbeitgebeh,diesichnachArbeitschnen/Sodannführt
. RtinMotzkoBeschwerdgdarüber,dassvonderMagistrats-Abteilung,diedic

Konzessionenvergibt ,denKonzessionswerbernPropagandaflugzetteldes
städtischenBerufsberatungsamtesüberreihhtwerden,DasseieineSchmutz-¬
konkurrenzundeineunzulänglicheamtlicheBeeinflussung .Schliesslich
übtsieander !Frichhofsverwaltung(Kritik :underwähntzurCharak¬

torisierungdiesesAmtes ,dassAbg .Doppler6 Wochen,nachdemderGrabstein
auf demFamiliengrabdurchdenSturmumgestürztwordenundunterdessen
auchschonaufgestellt wordenwar ,ørst die Verständigungøphaltenhabe ,
dassder Steinumgefallensei .Sie erklärt ,dassihre Partei gegendonRoch- ¬
nungsabschluss stimmen werde .( Beifall bei der . . )

GR. Dr.Arnold( . . )weistdaraufhin,dasseinomsozialdomokrati¬
schenParteiinstitut46JugendheimezurVerwaltungübergebenwordenseien .
WonnmandieeignnenParteienrichtungenschonmitMillionenSchillingsub¬
ventioniert ,dürfte mandie Fürsorgetätigkeit der christlichen Vereinenicht
in der Art erschweren ,wieces geschicht .Wiebillig die frohe Kindheimzum
Beipsiel ihre Fürsorgeeinrichtungenverwaltet .gcht daraushervor ,dassdor
LandesvereinWien- Nidderösterreichim Jahre 1930für dieBefürsorgungvon
11 . 126Kindern insgesamt 596 . 000Schilling aufgowondot hat ,währenddio

GemeindeanPorsonalkostonfür 2500bis 2700Kindorebensoviolaufwendot.
Eineso billig arboitondeFürsorgemüssteunterstützt werdon ,zumindost
abordürfonwirSchuzzvorlangengogonUoborgriffomdiesoitonsderFinanz-¬
vorwaltungdorGemoindeanunsororFürsorgovorübtworden.Daistz,B. unsoror
Fürsorgeanstaltin derKaiserstrasse,dienachdemGesetze250SchillingWohn¬
bausteuerzuentrichtenhätte,anmonatlicherWohnbausteuerderBetragvon

1203SchillingimJahre1925vorgeschriebenworden(Hört' Hörtbeider. . )degeg
Die . .eingebrachteBeschwerdewurdevondemOrgandesMagistrates,
domSenatsrat Dr .Urbangesctzwidrigals Vorstellungbchandeltunddarauf¬
hin die Steuerauf 4117Schilling erhöht ( Hört ' Hörtbei der . . )unddazu

nochderHohnhinzugefügt,dassdadurchdemWunsche,Beschwerdezuführen,
Rechnunggotragenwordensei( HörtIHörtbeider . . ) . DerAnstaltwurdeim
Jahre1927die Steuerwoheauf denursprünglichenBetragermässigt ,aber
nurunterderBedingung,dassalleBeschwerdenuhdProzessezurückgezogen
werden.SohatmanalleAnstaltenunseresVerbandesbehandelt.DicsesVorgchen
desMagistratesbildetdenTabbestandderErpressung( LebhafterBeifoll
beider . . ) . GR. Dr.ArnoldführtfernerdarüberBeschwerde,dassgogendie75
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Richtlinien des Stadtsenates die Schule des Frauenerwerbsvereines amWied¬
ner Gürtelvonder Wohnbausteuerbefreit wordensei ,währendalleähnlichen
Institute der FrohenKindheitmitder Wohnbausteuerbelastet wurden .Eswürc
unswirklichinteressieren ,obdasalles demSt. . Breitnerbekanntistund
ober es auchdeckt . Esist barbarisch ,Wohlfahrtseinrichtungenaufdiese
Weisein ihrerTätigkeitzuhemmen,unddadurchbedürftigeMenschenum
ihre Befürsorgungzu bringen .( Beifall bei der . . )

Die Verhandlungenüber den Rechnungsabschlusswerdennsodann
abgebrochen .

St. . Prof.Dr .TandlerberichtetüberfolgendenaufderTagesordnu
stchenden Antrag .. ImKrankenhause Lainz werden errichtet . einenicht¬

öffentlicheSonderabteilungfür Strahlentherapiemitungefähr100Bettenb
. eineöffentlicheAbteilungfüranRheumatismuserkranktePersonenmitun¬

gefähr60Betten . . )beideAbteilungensindin demdurchdieUebersied-¬
lungder Tuberkulosenabteilungin denneuenTuberkulosenpavillonfreige¬
wordenenPavillon III des KrankenhausesLainz unterzubringen . . )Vorläufig
wird für den Ankaufder zur Einrichtung der Sonderabteilung fürStrahlen - ¬
therapie notwendigen Mengenvon 5 GrammRadiumsowie für die Fassungund

für den Transport desselben ,weiters für die Anschaffungdernotwendigen
Messapparateeine Bctrag von ' 9MillionenSchilling bewilligt . A.ZurDeckung
der vorläufigdurchdenAnkaufvonRadiumauflaufendenKostenwirdeineKre-¬
dit für das Jahr 1931von ' 9MillionenSchilling bewilligt ,derunter
"Investitionen "aufderneuzuerøffnendenDetailpost"ErrichtungeinerSonder¬
abtei ungfür Strahlentherapieundeiner Abteilungfür an Rhomatismuser¬
krankte Personen "des Sondervoranschages „ Krankenanstalten ,Krankenhaus

Lainz "zu verrechnenist undauf die Reservefür unvorhergeseheneAusgaben
verwiesenwird .. DerMagistratswirdbeauftragt ,wegender durchdie
SchaffungundEinrichtungsichergebendenweiterenKostensowieüber
die Organisationder neuenSonderabteilungfür Strahlentherapieabgesondert
zu berichten ,St .

St . R.Prof .Tandlerbemerkthiezu ,es handlesich bei diesemAn-¬
trag umdie aktenmässigeDurchführungdervonihmin derBudgetdbattoange-¬
kündigtenMassnahmezur Bckämpfungdes Karzinoms .Für die Behandlungvon
Krebskrankenwerden1o0Bettenbenütigt ,weil ein grosser Teil dieserKran¬
kenbettldgerigist ,wennauchvieleTuusendeKrebskrankerambulatorisch
werdenbehandeltwerden. Durchdie SchaffungeinerAbteilungfür anRheuma¬
tismuserkranktePersonensolleinemseinerzeitigenBeschlussedesGemeinde-¬
rates Rechnunggetragenwerden .Ueberdie Behandlungdes Rheumatismusist
die Meinung der Aerzte geteilt .Ein Teil der Aerzte versucht denRheumatis - ¬
musdurchdiätetische Heilmittel undKurenzu behandeln .DaswurdeimJubi - ¬
läumsspitaldurchdieBerufungdesProfessorsNoordenermöglicht.76
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AndereAorztehalten die Bchandlungdes Rheumatismusdurch Radiumfürbe¬
sonderswichtigunddieser Meinungwollenwir durchSchaffungderAbteilung
im KrankenhauseLainzRechnungtragen .In demGebäudewerdeneine Reihevon

umbaulichen Veränderungen sowie Anschaffungen notwendig sein,weshalb wir/dic
ErmächtigunggemässPunkt5 desAntragesersuchon .(Beifall ) .

Motzko
St . RtinDr . /begrüsst die Schaffung der Abteilung für Strahlen - ¬

therapie .Die Errichtung einer solchen Anstalt ist eine ausserordentlich guteSache und das Verdienst Professors Dr .Tandler soll nicht verkleinert werden .

Wenndie neue Abteilung in richtiger Weise geführt wird,bedeutet sie für
Tausendevon MenschenErlösung,Heilungund Rettung .Voraussetzungdafürist

al lerdings eine richtige Organisation und zweckentsprechende Führung und
Einrichtung .Nach den statistischen Mitteilungen sterben monatlich300
Menschenin Wienan verschiedenen Krebsleiden .Deshalbsoll denKrebskran¬ken auf breitester Basis die Hilfe zugänglich gemacht werden ,einem jeden
soll die Hilfe zugänglich sein .Und da haben wir dås Bedenken ,

dass dieAbteilung für Strahlentherapie nicht öffentlich sein soll . Wirsind nicht
der Meinung ,dass die nichtöffentliche Anstalt ihrem Zweckdienenkönne .
Wir wollen unter keinen Umständen ,dass die Anstalt eine Anstalt für aus - ¬
gesuchte und auszusuchende Fälle sein sollen . DieGemeinde muss der Masse

der Krebskranken Rettung bringen ,sonst wird der Zweck der Anstalt voll - ¬ständig verschoben .Die neue Abteilung soll eine wirkliche Heilanstalt sein ,

denn die Errichtung eines Forschungsinstitutes ist nicht Aufgabe der Gemeire
de . WennSie den Forschungsgedankenin den Vordergrundstellen ,gehenSie
umdi eigentliche Aufgabe herum .Wir stimmen solbstverständlich demBetragvon ' 9Millionen Schilling zu ,können aber nicht jenem Teil des Antrages zu¬
stimmen ,durch den die Organisation und die endgiltigen Kosten der grundsätz - ¬
lichen Beschlussfassung entzogen werden .Wir beantragen daher diegetrennto
Abstimmungüber den Punkt 5 und beantragen weiters ,die Abteilung für Strah - ¬lentherapie als öffentliche Apteilung zuerklären .

St . R .Prof .Dr .Tandler bemerkt zu diesen Ausführungen ,dass der
Andrang zur Anstalt selbstverstöndlich nicht von der Ratsache

abhängig sein wird ,ob sie eine öffentliche oder eine nichtöffentliche Anstalt
ist .Nahezu alle Sonderheilanstalten sind nicht öffentlichen Charakters ,da
die dort aufgunchmendenPatienten nicht spontan ,sondern auf ärztliche Wei¬

sung aufgenommenwerden .Die Frage der Spitalsbedürftigkeit wirddabeija gar nicht im gewöhnlichen Sinne gestellt .Denn es wird beispielsweise

fast niemals vorkommen ,dass ein der Strahlentherapie zuzuführender Pationt
absolut spitalsbedürftig ist,wenigstens nicht in dem Sinn ,wie dies das Kran¬
kenanstalteng sotz feststellt .Vonbesonderer Bedeutung aber ist die Frage
der ambulatorischen Bchandlung und der grösste Teil der Patienten wirdwohl
ambulatorisch behandelt werden und daher soll gerade dafür eine vernünftige
Rechtsbasis geschaffen werden .Nunkann in einer öffentlichn Krankenan¬
stalt nach dem Gesetz nur ein Patient behandelt werden ,der arm ist .Viel¬

fach werden auch Armutszgnisse verlangt .Einbesser Situierter wirdwogge- ¬
schickt ,was umsoleichter möglich ist ,als Heilmittel und Aorzte für die
Bchandlung überall zur Verfügung stehen .Wennalso dasStrahlentherapeu¬
tische Institut eine öffentliche Anstalt wäre ,müssten alle besserSituier - ¬
ten nach demGesetz von der Bchandlungausgeschlossen werden .Da abernur
diese Anstalt im Bositz des Heilmittels ist ,könnte ein solcher Patient nicht
an eine andereStellegewiesenwerden .Schonaus die somGrundist esnotwendig,den nichtöffentlichen Charakter der Anstilt zu wahren .Dazukommtnoch ,dassos ungerecht wäre ,reiche Menschen auf Kosten der Steuerträger zu behandeln ,

ohne wenigstens von ihmen eine pflichtgemässe Bezahlung der Bchandlung ver¬
langen zu können . St . . Tandlerbittet überzeugt zu sein ,dass die Arbeit im
Einvernchmenmit allen Beteiligten ,vor allem mit den Kliniken undprakti - ¬
schen Aerzten verrichtet werden wird .Denn .wir haben ja Radium für die
Menschenund nicht gegen die Menschengekauft .Er ersucht daher ,denAntrag
in der vonihmvorgelegtenFassungunter Ablehnungder AnträgeDr .Motzkoanzunchmen .

BemässdemVorschlagedes Referantenwirdder Antrggin dervor-¬
liegendenFassungangenommen ,undzwarder nichtbestritteneTeil desAntrageseinstimmig .Schluss der Sitzung 22Uhr .

77
Bogenabfertigung22UhrOl .
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